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Stellungnahme  
zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
kommunalrechtlicher und sƟŌungsrechtlicher VorschriŌen 
des Landes Niedersachsen 

Berlin, 19.08.2026 

Der Bundesverband Deutscher SƟŌungen vertriƩ die Interessen der deutschen SƟŌungen 
gegenüber PoliƟk und GesellschaŌ. Mit mehr als 4.300 Mitgliedern ist er der größte und 
älteste SƟŌungsverband in Europa. Jedes Jahr engagieren sich allein die 60 größten 
SƟŌungen in Deutschland mit 6,8 Milliarden Euro für das Gemeinwohl. Der Bundesverband 
setzt sich für opƟmale Rahmenbedingungen für das SƟŌen und für das Wirken von 
SƟŌungen ein und unterstützt seine Mitglieder sowie SƟŌerinnen und SƟŌer insbesondere 
durch Beratung und Vernetzung in ihrer Arbeit. 
 
Der Bundesverband Deutscher SƟŌungen ist im Lobbyregister für die Interessenvertretung 
gegenüber dem Deutschen Bundestag und der Bundesregierung eingetragen und übt seine 
Interessenvertretung auf der Grundlage des Verhaltenskodex für Interessenvertreterinnen 
und Interessenvertreter im Rahmen des Lobbyregistergesetzes aus.  
 
Registereintrag: R004378. 
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1. Zum Änderungsgesetz im Allgemeinen 
 
Der Bundesverband Deutscher SƟŌungen bedankt sich für die Gelegenheit, zu den 
vorgesehenen Änderungen des Niedersächsischen SƟŌungsgesetzes Stellung zu nehmen. 
 
Wir begrüßen das mit dem Gesetzentwurf verfolgte Ziel, die SƟŌungsaufsicht effizienter 
auszugestalten und unnöƟge bürokraƟsche Belastungen für SƟŌungen und 
Aufsichtsbehörden abzubauen. Gerade für den weit überwiegend gemeinnützigen 
SƟŌungssektor ist eine Aufsicht wichƟg, die sich auf ihre wesentlichen Aufgaben 
konzentriert, die Eigenverantwortung der SƟŌungsorgane wahrt und unnöƟge 
RouƟneprüfungen vermeidet.  
 
 

2. Zu den Regelungen im Einzelnen 
 
2.1 Klarstellung des Begriffs der privatnützigen Stiftungen (§ 4 Abs. 2 StiftG)  

Die vorgesehene Neufassung des § 4 Abs. 2 ist aus unserer Sicht grundsätzlich 
nachvollziehbar. Die Klarstellung ist zu begrüßen. Die beschränkte SƟŌungsaufsicht knüpŌ 
sachgerecht an die überwiegend privatnützige Zwecksetzung der SƟŌung an. Sie hält an 
dem Grundsatz fest, dass bei SƟŌungen, die ausschließlich oder überwiegend private 
Zwecke verfolgen, die staatliche Aufsicht auf die Sicherstellung der Handlungsfähigkeit der 
SƟŌungsorgane beschränkt bleibt. 

Die gewählte Formulierung trägt zugleich der Vielfalt sƟŌungsrechtlicher Gestaltungen 
Rechnung und vermeidet zusätzliche Abgrenzungs- und Prüfpflichten. Eine weitergehende 
gesetzliche KonkreƟsierung erscheint uns daher nicht erforderlich. 

 
2.2 Umstellung der jährlichen Prüfung auf ein stichproben- und anlassbezogenes Verfahren 

(§ 5 Abs. 3 Satz 2 StiftG) 

Die vorgesehene Änderung des § 5 Abs. 3 Satz 2 begrüßen wir ausdrücklich. 

Die Umstellung auf eine sƟchprobenarƟge Prüfung beziehungsweise eine Prüfung bei 
Vorliegen eines wichƟgen Grundes ist ein sinnvoller SchriƩ hin zu einer stärker 
risikoorienƟerten SƟŌungsaufsicht. Eine flächendeckende jährliche Detailprüfung sämtlicher 
eingereichter Unterlagen bindet erhebliche Ressourcen, ohne bei ordnungsgemäß 
geführten SƟŌungen regelmäßig einen entsprechenden Mehrwert zu erzeugen. 

Über die vorgesehene Änderung hinaus regen wir an, die bereits in § 5 Abs. 4 angelegte 
Vermeidung von Doppelprüfungen weiter zu stärken. Legt eine SƟŌung einen qualifizierten 
Prüĩericht, insbesondere eines WirtschaŌsprüfers, vor, sollte eine zusätzliche Prüfung 
durch die SƟŌungsbehörde grundsätzlich enƞallen und nur noch bei Vorliegen eines 
wichƟgen Grundes erfolgen. 

Wir schlagen daher folgende Ergänzung vor: 

§ 5 Abs. 4 Satz 3 NSƟŌG sollte als Muss-Regelung ausgestaltet werden:  

„Bei Vorlage eines Prüĩerichts nach den Sätzen 1 und 2 sollte die SƟŌungsbehörde von einer 
eigenen Prüfung absehen, soweit kein wichƟger Grund für eine zusätzliche Prüfung vorliegt.“ 

Damit würde vermieden, dass bereits fachkundig geprüŌe Unterlagen nochmals 
rouƟnemäßig durch die SƟŌungsbehörde geprüŌ werden. Die Aufsicht bliebe zugleich in 
Fällen erhalten, in denen konkrete Umstände eine eigene Prüfung erforderlich machen. Die 
Regelung würde sowohl die SƟŌungsbehörden als auch die betroffenen SƟŌungen entlasten 
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und den mit § 5 Abs. 3 Satz 2 eingeschlagenen Weg einer stärker risikoorienƟerten Aufsicht 
konsequent forƞühren. 

PerspekƟvisch regen wir darüber hinaus an, zu prüfen, ob für kleinere, insbesondere 
ehrenamtlich geführte SƟŌungen weitere Erleichterungen bei den laufenden Berichts- und 
Rechnungslegungspflichten ermöglicht werden können.  

Gerade bei kleinen SƟŌungen steht der mit jährlichen formalen Pflichten verbundene 
Aufwand nicht immer in einem angemessenen Verhältnis zum aufsichtsrechtlichen 
Erkenntnisgewinn. Denkbar wären vereinfachte Anforderungen oder größere 
Berichtsintervalle bei über längere Zeit beanstandungsfrei geführten SƟŌungen. 

2.3 Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen ggü. dem Stiftungsvorstand (§ 8 StiftG)  

Die vorgesehene Streichung des § 8 ist grundsätzlich nachvollziehbar. Uns ist bewusst, dass 
auch die SƟŌungsgesetze anderer Länder keine vergleichbare ausdrückliche 
SpezialermächƟgung der SƟŌungsaufsicht zur gerichtlichen Geltendmachung von 
Schadensersatzansprüchen enthalten. 

Gleichwohl sollte vermieden werden, dass durch die Streichung Rechtsunsicherheit 
entsteht, insbesondere wenn Ansprüche gegen den gesamten Vorstand oder gegen ein 
einziges Vorstandsmitglied bestehen und die SƟŌung deshalb nicht ohne Weiteres selbst 
handeln kann. 

Der Bundesverband regt an, von der vorgesehenen Streichung des § 8 NSƟŌG abzusehen. 
Die VorschriŌ schaŏ eine eindeuƟge gesetzliche Grundlage für die gerichtliche 
Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen der SƟŌung gegen Organmitglieder durch 
die SƟŌungsbehörde. Gerade in Fällen, in denen Ansprüche gegen sämtliche 
Vorstandsmitglieder oder gegen einen alleinigen Vorstand bestehen und kein anderes Organ 
zur Anspruchsdurchsetzung berufen ist, besteht ein prakƟsches Bedürfnis für eine klare 
gesetzliche Prozessführungsbefugnis. 

Zwar geht die Gesetzesbegründung davon aus, dass sich eine entsprechende Befugnis 
bereits aus § 6 Abs. 2 und 3 NSƟŌG ergibt. Angesichts des unterschiedlichen 
Regelungsgegenstands der dort geregelten aufsichtsrechtlichen Anordnung und 
Ersatzvornahme einerseits und der gerichtlichen Geltendmachung zivilrechtlicher 
Ansprüche im Namen der SƟŌung andererseits erscheint es jedoch vorzugswürdig, die 
ausdrückliche Spezialregelung des § 8 beizubehalten. 

Wenn die Landesregierung davon ausgeht, dass § 6 Abs. 2 und 3 NSƟŌG hierfür bereits eine 
hinreichende Grundlage bieten, sollte jedenfalls in der Gesetzesbegründung klargestellt 
werden, dass hiervon auch die außergerichtliche und gerichtliche Geltendmachung von 
Ansprüchen der SƟŌung gegen Organmitglieder sowie die hierfür erforderliche 
Prozessführungsbefugnis umfasst sind. 

Wir regen daher an, § 6 Abs. 3 um folgenden Satz zu ergänzen: 

„Die Befugnis nach Satz 1 umfasst auch die außergerichtliche und gerichtliche 
Geltendmachung von Ansprüchen der SƟŌung gegen Mitglieder ihrer Organe sowie die 
hierfür erforderliche Prozessführungsbefugnis.“ 

Eine solche Ergänzung würde die von der Landesregierung angenommene Reichweite des § 
6 ausdrücklich absichern und zugleich vermeiden, dass durch die Streichung des bisherigen 
§ 8 Zweifel an der Befugnis der SƟŌungsbehörde zur gerichtlichen Anspruchsdurchsetzung 
entstehen. 
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2.4 Kirchliche Stiftungen (§ 13 Abs. 2 StiftG) 

Die vorgesehene Erweiterung der Zuständigkeit der Kirchenbehörden bei 
Satzungsänderungen kirchlicher SƟŌungen erscheint sachgerecht. Wenn die kirchliche 
SƟŌungsaufsicht bereits bei der zuständigen Kirchenbehörde liegt, ist es konsequent, auch 
die Zuständigkeit für sämtliche Satzungsänderungen nach § 85a BGB dort zu bündeln. 

Die Vermeidung einer parallelen Befassung staatlicher und kirchlicher Stellen ist im Sinne 
klarer Zuständigkeiten und des BürokraƟeabbaus zu begrüßen. 

 

2.5 Weitergehende Vereinfachungen 

Der Bundesverband Deutscher SƟŌungen ist daran interessiert, den begonnenen Weg des 
BürokraƟeabbaus gemeinsam mit dem Land Niedersachsen weiterzuverfolgen. Über die 
vorliegenden Änderungen hinaus sehen wir insbesondere Potenzial bei einer weiteren 
Vereinfachung und Digitalisierung aufsichtsrechtlicher Verfahren. 

Hierzu gehört etwa die Frage, inwieweit Unterlagen künŌig stärker digital eingereicht und 
Mehrfachvorlagen bereits vorhandener Dokumente vermieden werden können. Auch bei 
den Berichts- und Nachweispflichten sollte fortlaufend geprüŌ werden, ob bestehende 
Anforderungen vereinfacht werden können, ohne die FunkƟonsfähigkeit der 
SƟŌungsaufsicht zu beeinträchƟgen. 

Insgesamt begrüßt der Bundesverband Deutscher SƟŌungen die mit dem Gesetzentwurf 
eingeschlagene Richtung. Insbesondere die stärkere KonzentraƟon der Aufsicht auf 
sƟchprobenarƟge und anlassbezogene Prüfungen ist geeignet, SƟŌungen wie auch die 
Verwaltung zu entlasten. Dieses Prinzip sollte auch bei der weiteren Ausgestaltung des 
niedersächsischen SƟŌungsrechts leitend sein. 
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